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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Institutionen und Volksrechte

Nachdem der Bundesrat in der Begründung seiner Ablehnung gegen die Motion
Leutenegger Oberholzer (sp, BL) deutlich gemacht hatte, dass er für eine Änderung der
Rechnungslegungsvorschriften und einer Sonderbehandlung von Banken gegenüber
anderen Unternehmen keine Notwendigkeit sehe, lehnte der Nationalrat den Vorstoss
der Baselbieter Genossin mit 124 zu 64 Stimmen diskussionslos ab. Ziel der Motion wäre
gewesen, die Banken gesetzlich zu einer Offenlegung von Zahlungen an politische
Parteien und/oder Kampagnen zu verpflichten, was in der grossen Kammer lediglich
bei allen Mitgliedern der grünen und der SP-Fraktion, sowie zwei CVP-Mitgliedern auf
offene Ohren stiess. 1

MOTION
DATUM: 09.03.2009
MARC BÜHLMANN

Bundesrat

Anfang Mai 2016 brachten Recherchen der Zeitung „Blick“ den amtsjüngsten Bundesrat,
Guy Parmelin, in die Bredouille. Der im Dezember in die Landesregierung gewählte
Waadtländer soll sich mittels Mitberichtsverfahren im Rahmen des Bundesgesetzes
über die Besteuerung land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke für ein
Steuerprivileg eingesetzt haben, das vorsieht, dass Landwirte auf den Gewinn von
verkauftem Bauland keine Steuern bezahlen müssen. Laut „Blick“ soll Parmelin
gefordert haben, dass dieses Privileg auch rückwirkend gelten soll und, dass es in der
Botschaft noch prominenter dargestellt werde. Problematisch an dieser Forderung sei
– so die Boulevardzeitung –, dass der Bundesrat selber davon profitiere: Bis zu seinem
Amtsantritt war Parmelin Miteigentümer eines Grundstückes, das er seinem Bruder
überschrieben hatte. Da dieses zwar landwirtschaftlich genutzt werde, sich aber in der
Bauzone befinde, könnte es mit hohem Gewinn verkauft werden; „Blick“ schätzte den
Wert auf rund CHF 1 Mio. Am Verkaufserlös müsste der SVP-Bundesrat trotz Abtretung
an den Bruder noch 25 Jahre beteiligt werden. Dies wäre eigentlich Grund genug, um in
den Ausstand zu treten. Dies müssen Regierungsmitglieder gemäss Regierungs- und
Verwaltungsorganisationsgesetz dann tun, wenn sie an einem Geschäft ein
unmittelbares persönliches Interesse haben. 
Zwar ging Parmelin sofort in die Offensive und betonte an einer Pressekonferenz nur
einen Tag nach den Enthüllungen der Boulevardzeitung, dass sein Bruder das
Grundstück nicht verkaufen werde. Er habe sich bereits als Nationalrat für das
Steuerprivileg eingesetzt, weil der Kanton Waadt stark betroffen sei – ein persönliches
Interesse liege aber nicht vor. Die politischen Reaktionen waren gemässigt. Von einem
"politischen Fehler" (TG) oder einem "Tritt in den politischen Fettnapf" (AZ) war zwar
die Rede, von einem Skandal sprach ausser dem Blick aber kaum jemand. 
Für Parmelin selber war die Angelegenheit mit dem Gang vor die Presse allerdings noch
nicht abgeschlossen. Er musste vor den GPK der beiden Räte Red und Antwort stehen
und gab dort zu Protokoll, dass sein Entscheid, nicht in den Ausstand zu treten,
juristisch vertretbar, politisch aber fehlerhaft gewesen sei. Auch Bundespräsident
Johann Schneider-Ammann wurde von den GPK eingeladen. Er wolle nicht von einem
Vergehen sprechen, versprach aber, dass er die Fragen der Kommissionen zum Umgang
des Bundesrats mit den geltenden Ausstandsregeln im Kollegium diskutieren werde. 
Schliesslich beliess es die Regierung bei einer Rüge: Parmelin hätte seine
Interessenbindungen offenlegen müssen, damit der Bundesrat über einen Ausstand
hätte entscheiden können. Man nehme aber zur Kenntnis, dass sich das jüngste
Bundesratsmitglied der Offenlegungspflicht nicht bewusst gewesen sei. In seiner
Mitteilung machte das Kollegium als Antwort auf die Fragen der GPK auch deutlich, dass
eine Ausstandspflicht nur bei unmittelbarem persönlichen Interesse bestehe. Wenn es
lediglich einen Anschein einer Befangenheit gebe, könne nicht erwartet werden, dass
man bei normalen Bundesratsgeschäften in den Ausstand trete. Dies dürfe auch im
Interesse der Funktionsfähigkeit nur in Ausnahmefällen vorkommen. Die GPK gaben sich
Tags darauf mit dieser Antwort zufrieden, wiesen aber darauf hin, dass die Regeln
kritischer und strikter angewendet werden sollten.
Interessant war die Affäre, weil die Deutschschweizer Medien anders berichteten als
die Medien in der Romandie. Letztere beschrieben den Waadtländer Magistraten eher
als Opfer einer Deutschschweizer Intrige, während Erstere den politischen Fehler
Parmelins mit einigen heiklen Entscheiden in Verbindung brachten, die er in seinen

ANDERES
DATUM: 04.05.2016
MARC BÜHLMANN
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ersten 100 Tagen im VBS geleistet habe. 2

Regierungspolitik

Von weniger grundlegender Art waren die Anfechtungen, denen sich Mitglieder der
Regierungen der Kantone Solothurn und Graubünden ausgesetzt sahen. In Solothurn
bestätigte das Obergericht die Verurteilung von vier der fünf Regierungsräte wegen
Behinderung der Untersuchungsbehörden bei einem Verfahren gegen den ehemaligen
Rektor einer Schule; es sprach sie allerdings vom Tatbestand der Begünstigung frei. In
Graubünden sah sich Regierungsrat Lardi (cvp) zum Rücktritt auf Ende der
Legislaturperiode (1986) veranlasst. Gegen ihn läuft eine Strafuntersuchung wegen
widerrechtlicher Grundstückverkäufe an Ausländer, die er vor seinem Amtsantritt
begangen haben soll. 3

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 29.06.1985
HANS HIRTER

Mit 111 zu 81 Stimmen lehnte der Nationalrat in der Herbstsession 2022 das Postulat von
Manuela Weichelt (al, ZG) ab, das einen Bericht über Sponsoring-Listen des Bundes
verlangt hätte. Die bürgerliche Ratsmehrheit – die geschlossen stimmenden Fraktionen
der SVP, der FDP und der Mitte mit Ausnahme ihrer EVP-Mitglieder – folgte dem von
Bundesrat Ueli Maurer vertretenen Antrag, das Postulat abzulehnen. Maurer
versicherte, dass lediglich das VBS und das EDA Sponsoring-Beiträge erhielten und dass
diese bereits veröffentlicht würden. Dies war eine der Forderungen des Postulats von
Manuela Weichelt, die vor Korruption warnte, wenn Sponsoring nicht transparent
gemacht werde. Sie vermutete ein solches auch in anderen Departementen und fragte
rhetorisch, ob das Parlament wolle, dass eine Baufirma das Sommerfest des ASTRA
finanziere. 4

POSTULAT
DATUM: 12.09.2022
MARC BÜHLMANN

Bundesverwaltung - Organisation

Das Informatikprojekt „Insieme“, das bereits 2012 für viel Wirbel gesorgt hatte, geriet
auch im Berichtjahr nicht aus den Schlagzeilen. Insieme sollte die veralteten
Informatiksysteme der Steuerverwaltung ersetzen, wurde aber mit einem Verlust von
über CHF 100 Mio. aufgrund verschiedener Verzögerungen, Kostenüberschreitungen
und Ungereimtheiten bei Projektvergabe und -planung ohne Umsetzung abgebrochen.
Die von der SP-Fraktion im Rahmen einer parlamentarischen Initiative (12.490)
verlangte parlamentarische Untersuchungskommission (PUK) zum Insieme-Skandal
stiess im Nationalrat allerdings auf Widerstand. Ein Ordnungsantrag, über die PUK-
Forderung erst zu beschliessen, wenn die eingesetzte „Arbeitsgruppe Insieme“ ihren
Abschlussbericht vorgelegt haben würde, wurde abgelehnt und auch dem SP-Begehren
selber wurde keine Folge gegeben. Die mit 135 zu 38 Stimmen deutliche Mehrheit in der
grossen Kammer folgte dabei den Argumenten ihres Büros. Im Berichtjahr noch nicht
behandelt wurden eine Motion Noser (fdp, ZH) (12.4152), die den Bundesrat beauftragen
will, eine Beschaffungsstrategie für Informatik- und Telekommunikationsprojekte zu
entwickeln sowie ein Postulat Amherd (cvp, VS) (12.4240), das griffigere Massnahmen für
die Finanzkontrolle in der Bundesverwaltung fordert.
Um Informatikprobleme in Zukunft zu vermeiden, will der Bundesrat Grossvorhaben der
Informations- und Kommunikationstechnik (IKT) unter der Federführung der
Eidgenössischen Finanzkontrolle systematisch überprüfen lassen. Dies beschloss die
Regierung Ende März an einer Sitzung und legte Mitte April einen entsprechenden
Masterplan vor. Aufgrund des Scheiterns von Insieme warten die veralteten
Informatiksysteme in der Steuerverwaltung noch immer auf eine Erneuerung. Mitte April
ermächtigte der Bundesrat das EFD, für ein neues Programm mit dem Namen „Fiscal-
IT“ einen Verpflichtungskredit über CHF 85,2 Mio. zu beantragen. Eine Vereinfachung
des Projektmanagements, die Gliederung in Teilprojekte und die Schaffung einer EFD-
internen, zentralen Organisationseinheit Informatik sollen das Gelingen des Projektes
sicherstellen. Wie dringend Kontrollmassnahmen bei der IKT sind, zeigten Probleme mit
weiteren Informatikprojekten. Im Februar wurde bekannt, dass das Bundesamt für
Umwelt (BAFU) aufgrund eines Korruptionsfalls ein Grossprojekt abbrechen musste und
so rund CHF 6,1 Mio. verlustig gingen. Mitte Mai wurde in der Sonntagspresse ein
Scheitern des mit rund CHF 110 Mio. finanzierten Projektes „Gever“ vermutet, das Daten
und Dokumente der Bundesverwaltung erfassen und verbinden sollte. Der
Rahmenvertrag sei ausgeschöpft und die Vertragsdauer überschritten. Auch das neue
Abhörsystem des Bundes „Interception System Schweiz (ISS)“, das den
Strafverfolgungsbehörden ein technisch besseres Abhören von Kriminellen erlaubt

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2013
MARC BÜHLMANN
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hätte, geriet in den Fokus der Medien: Das 2010 für CHF 18 Mio. eingekaufte System
konnte nicht umgesetzt werden und mit einem Zusatzkredit von CHF 13 Mio. musste im
September ein Alternativprojekt aufgegleist werden. Anfang Oktober kritisierte die
Finanzkontrolle die massiven Kostenüberschreitungen, die zeitlichen Verzögerungen
und die fehlende Beschaffungstransparenz beim CHF 100 Mio. teuren
Strassendatenbankenprojekt „Mistra“. 5

Parlamentsmandat

Der parlamentarischen Initiative Rossini (sp, VS) wurde von der grossen Kammer keine
Folge gegeben. Der Vorstoss hätte die Schaffung eines Bundesgesetzes verlangt, mit
dem die Unabhängigkeit aller Behörden auf nationaler, kantonaler und kommunaler
Ebene geregelt werden sollte. Ziel wäre eine Harmonisierung der unterschiedlichen
Lösungen bei Interessenkonflikten gewesen, die sich in einem Milizsystem nicht
vermeiden lassen. Gegen den Eingriff in die kantonale Autonomie richtete sich im
Nationalrat eine Mehrheit von 125 zu 54 Stimmen der Ratslinken. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.09.2013
MARC BÜHLMANN

Organisation der Bundesrechtspflege

Anfang November 2018 geriet Bundesanwalt Michael Lauber aufgrund verschiedener
Vorkommnisse im Rahmen der Strafuntersuchung im Zusammenhang mit der
Fédération Internationale de Football Association (Fifa) stark unter Druck. Das auch
international stark beachtete Strafverfahren war 2015 wegen Verdachts auf ungetreue
Geschäftsbesorgung, auf Geldwäscherei sowie auf die Gewährung unrechtmässiger
Vorteile zur Beeinflussung der Vergaben der Fussballweltmeisterschaften 2018 und
2022 an Mitglieder des Exekutivkomitees der Fifa gestartet worden. In der Zwischenzeit
hatte der Fall riesige Dimensionen angenommen: 25 hängige Strafverfahren,
Zusammenarbeit mit 15 Ländern, 45 Rechtshilfegesuche und 19 Terabytes an Daten,
wusste die NZZ zu berichten. 

Unter dem Namen «Football Leaks» enthüllte ein internationales Netzwerk im
November 2018, dass sich Lauber während des laufenden Verfahrens zweimal mit dem
im Februar 2016 zum neuen Fifa-Generalsekretär gewählten Gianni Infantino in einem
Restaurant in Zürich bzw. Bern getroffen haben soll. Praktisch gleichzeitig wurde
bekannt, dass der Abteilungsleiter «Wirtschaftskriminalität» der Bundesanwaltschaft
und Chefermittler im Fifa-Fall, Staatsanwalt Olivier Thormann, kurz vor
Veröffentlichung der Leaks vorsorglich freigestellt worden war. Verschiedene
Parlamentsmitglieder und auch die Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft (AB-
BA) kündigten in der Folge an, die Hintergründe dieser Treffen und der Freistellung
abklären zu wollen. In den Medien wurden in der Folge zwei Fragen diskutiert: Weshalb
Thormann, der schliesslich nicht mehr auf seinen Posten zurückkehrte, trotz nicht
erhärtetem Verdacht gegen ihn suspendiert worden sei und weshalb die
«Standortbestimmungen mit Verfahrensbeteiligten», wie die Bundesanwaltschaft die
Treffen mit Infantino bezeichnete, ausserhalb der behördlichen Räumlichkeiten
stattgefunden hätten und nicht protokolliert worden seien. In einer Pressekonferenz
erklärte Lauber seine Treffen mit der Fifa-Führung. Es sei um eine Standortbestimmung
gegangen und um die Entwicklung einer Strategie für die Führung des Verfahrens. Die
Fifa sei Privatkläger und geschädigte Partei, daher sei es darum gegangen, abzuklären,
ob der Weltfussballverband auch unter Infantino kooperativ bleiben würde. Eine
Dokumentationspflicht gelte für solche koordinative und informelle Treffen nicht.
Hinsichtlich Thormann sei er von Amtes wegen verpflichtet gewesen, abzuklären, ob
dieser sich straffällig verhalten habe.

Die Medien berichteten trotz der Beteuerungen Laubers zunehmend skeptisch über die
Affäre. Die NZZ schrieb noch Ende 2018 etwa von einer «nebulösen Nähe» zwischen der
Fifa und der Bundesanwaltschaft. Ins mediale Fadenkreuz geriet dabei auch der
Oberstaatsanwalt des Kantons Wallis und Jugendfreund des Fifa-Generalsekretärs,
Rinaldo Arnold, der laut NZZ die Treffen zwischen Lauber und Infantino eingefädelt und
dafür von Infantino verschiedene Gefälligkeiten erhalten haben soll. 

Eine neue Wendung erhielt die Geschichte Mitte April 2019. Das Verfahren gegen Arnold
wurde zwar eingestellt – die Geschenke im Gesamtwert von rund CHF 20'000 seien aus
einem freundschaftlichen Verhältnis heraus erfolgt –, im Rahmen der Untersuchungen
stiess man aber auf Daten, die auf ein drittes Treffen zwischen Lauber und Infantino im
Sommer 2017 in Bern hindeuteten, an dessen Inhalt sich aber niemand erinnern könne

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.04.2019
MARC BÜHLMANN
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und das ebenfalls nicht protokolliert worden sei, so die NZZ. Auf die Frage der AB-BA im
November 2018, ob weitere Treffen stattgefunden hätten, habe Lauber mit «Nein, nie
auf Stufe Bundesanwalt» geantwortet, meldete der Tages-Anzeiger. Nicht nur diese
Aussage, sondern auch der Zeitpunkt des Treffens müsse auf Misstrauen stossen, so die
Medien. Rund ein halbes Jahr nach dem Treffen habe die Bundesanwaltschaft nämlich
die Ermittlungen gegen Infantino selber eingestellt, die diesen in seiner Rolle als
damaligen Uefa-Rechtschef betroffen und unter Korruptionsverdacht gestellt hätten.

Die AB-BA hatte in der Zwischenzeit die Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen
Lauber geprüft. Dieser setze nicht nur seine Karriere, sondern auch die millionenteuren
Ermittlungen und das Ansehen der Schweiz aufs Spiel, kritisierte Hanspeter Uster,
aktueller Präsident der AB-BA. Der Fifa-Komplex sei systemrelevant geworden. Zudem
könnten solche nicht protokollierte Treffen von den Verteidigern einer anklagenden
Partei als Befangenheit der Bundesanwaltschaft in einen Prozess eingebracht werden. 

In der Folge wurden die Kritiken mit der Wiederwahl Laubers für die Amtszeit 2020 bis
2023, die für die Sommersession 2019  geplant war, verknüpft. Verschiedene
Parlamentsmitglieder meldeten sich zu Wort. «Ein Bundesanwalt, der die Wahrheit
verschweigt oder der lügt, ist nicht tragbar», liess sich etwa Christa Markwalder (fdp,
BE) im Sonntags-Blick zitieren. Ein Bundesanwalt mit Gedächtnislücken sei nicht
haltbar, meinte auch Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) im «Blick». Lauber
bestätigte in einem Radiointerview, sich nicht mehr an das Treffen erinnern zu können
und beteuerte seine Absicht, zur Wiederwahl antreten zu wollen. 7

Ein Element im Rahmen der Strafuntersuchung im Zusammenhang mit der Fédération
Internationale de Football Association (Fifa) war das in den Medien so bezeichnete
«Sommermärchen-Verfahren» (Tages-Anzeiger), in welchem die Vergabe der
Weltmeisterschaft 2006 an Deutschland untersucht und die Spitze des Deutschen
Fussballbundes angeklagt werden sollte. Dieses drohe aufgrund des schleppenden
Tempos der Bundesanwaltshaft zu verjähren, da die Verjährungsfrist 15 Jahre betrage.
Die strittige Zahlung, die im Mittelpunkt dieser Untersuchung stand – dem Fifa-
Funktionär Mohamed bin Hammam sollen CHF 10 Mio. überwiesen worden sein, um ihn
günstig zu stimmen –, soll Ende April 2005 gemacht worden sein. Den in diesem
Zusammenhang stehenden, international hohe Wellen werfenden Untersuchungen
gegen Sepp Blatter, Franz Beckenbauer, die beiden Ex-Präsidenten des deutschen
Fussballbundes, Theo Zwanziger und Wolfgang Niersbach, sowie gegen den
Generalsekretär des Deutschen Fussballbundes Horst Schmidt und den Schweizer Ex-
Fifa-Generalsekretär Urs Linsi drohten zudem Verzögerungen, weil aufgrund der
Treffen Laubers mit Infantino tatsächlich ein Ausstandsbegehren, also ein Verdacht auf
Befangenheit, beim Bundesstrafgericht eingereicht worden war. 
Darüber hinaus reichte Zwanziger bei der Bundesanwaltschaft eine Strafanzeige gegen
Infantino wegen ungetreuer Geschäftsbesorgung ein. Und auch Blatter gab bekannt,
rechtliche Schritte gegen seinen Nachfolger unternehmen zu wollen. 

Öl ins Feuer – so die NZZ – goss dann auch noch der ehemalige Präsident der Uefa,
Michel Platini. Er kolportierte via französische Medien, dass die Schweizer
Bundesanwaltschaft just in dem Moment ein Strafverfahren gegen Josef Blatter und ihn
eingeleitet habe – Platini stand unter Verdacht, von Blatter ein Honorar von CHF 2 Mio.
erhalten zu haben –, als Platini sich für die Präsidentschaft der Fifa beworben habe.
Zwei Monate vor der Eröffnung dieses Verfahrens habe ein Treffen zwischen
Bundesanwalt Lauber und Infantino stattgefunden – Infantino wurde später zum Fifa-
Präsidenten gewählt. In der Fachwelt wurde spekuliert, wie die Bundesanwaltschaft von
der Millionen-Zahlung, die Grundlage für die Einleitung des Strafverfahrens gewesen
war, Kenntnis haben konnte. Freilich räumte Platini ein, dass er keine Beweise habe.

Mitte Juni 2019 kam es dann zu «Laubers Waterloo», wie die Aargauer Zeitung titelte:
Das Bundesstrafgericht erklärte den Bundesanwalt rückwirkend auf 2016 für befangen
im Fifa-Fall. Lauber habe Verfahrensregeln verletzt und sich aktiv in laufende Verfahren
eingemischt, wobei der Zweck sowie Inhalt der Treffen zwischen Lauber und Infantino
nicht klar seien. Das Gebot der Gleichbehandlung aller Verfahrensbeteiligten sei
missachtet worden. Wenn solche Treffen, wie Lauber stets beteuert habe, einer
effizienten Beweissicherung und Sachverhaltsabklärung dienen würden, dann müssten
sich diese auch in konkreten Verfahren niederschlagen, was bisher nicht der Fall sei, so
das Gericht in seiner Begründung. Da das Urteil rechtskräftig war, musste Lauber beim
Fifa-Dossier ab sofort in den Ausstand treten. Die Leitung des Verfahrens-Komplexes
werde vom stellvertretenden Bundesanwalt Jacques Rayroud übernommen, der kurz

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
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zuvor vom Parlament in seinem Amt bestätigt worden war. Ob und wie sich diese
«Schlappe» und dieses «Fiasko» (St. Galler Tagblatt) für den Bundesanwalt hinsichtlich
seiner auf den Herbst verschobenen Wiederwahl auswirken würde, wurde zur zentralen
Frage in den Medien. Die Stimmen, die seiner Bestätigung skeptisch gegenüberstünden,
würden sich mit dem Befangenheitsurteil wohl noch mehren, urteilte die NZZ. 

Doch die Geschichte war damit für Lauber noch nicht zu Ende. Er wehrte sich gegen
den Entscheid des Bundesstrafgerichts, indem er einem der drei urteilenden
Bundesrichter selber Befangenheit vorwarf. Lauber erkläre den Krieg, titelte Le Temps.
Auf das mit dem Vorwurf verknüpfte Revisionsgesuch ging dann die Berufungskammer
des Bundesstrafgerichts allerdings nicht ein – Befangenheitsentscheide seien keine
revisionsfähigen Urteile, so die gerichtliche Begründung –, so dass der
«Befreiungsschlag» zum «Rohrkrepierer» geworden sei, wie die Basler Zeitung Mitte
Juli kommentierte. 

Anfang August kam es dann zu ersten Anklagen gegen Spitzenfunktionäre aus dem
Sommermärchen-Fall. Angeklagt wurden Zwanziger, Niersbach, Schmidt und Linsi.
Ebenfalls angeklagt worden wäre Franz Beckenbauer. Da dieser aber aus
gesundheitlichen Gründen nicht vernehmungsfähig war, wurde das Verfahren gegen ihn
abgetrennt. Auch das Strafverfahren gegen Blatter wegen mutmasslicher ungetreuer
Geschäftsbesorgung lief parallel weiter. Im Blick wurde gemutmasst, dass Lauber mit
den Anklagen den «Befreiungsschlag» versuche, um seine «Karten auf eine Wiederwahl
im September zu verbessern». Weil die Wiederwahl schliesslich Ende September
gelang, wurde es in den Medien um die Fifa-Affäre bis Ende Jahr wieder still. 8

Anfang 2022 hatte der neue Bundesanwalt Stefan Blättler sein Amt als Nachfolger von
Michael Lauber angetreten. Nach rund 100 Tagen im Amt trat Blättler zum ersten Mal
öffentlich vor die Presse und erklärte in einer Zwischenbilanz die vier Schwerpunkte,
auf die er seinen Fokus legen wollte: Kriminelle Organisationen, die in der Schweiz
einen attraktiven Standort fänden, müssten mit Hilfe verbesserter internationaler
Zusammenarbeit bekämpft werden; um den Schweizer Finanzplatz zu schützen, solle
vor allem Wirtschaftskriminalität, Geldwäscherei und Korruption geahndet werden;
zwar sei die Terrorbekämpfung aufgrund des Krieges in der Ukraine in den Hintergrund
gerückt, sie sei aber nach wie vor virulent. Hier müsse die Zusammenarbeit mit den
Kantonen verbessert werden. Schliesslich müsse die Schweiz mithelfen,
Kriegsverbrechen zu bestrafen. Das Interesse der Medien an seinem Vorgänger und
entsprechende Fragen konterte Blättler mit den Worten: «Ich bin nicht gekommen, um
Vergangenheitsbewältigung zu betreiben.» Er habe «eine gut geführte und professionell
aufgestellte Organisation mit motivierten Mitarbeitern» übernehmen können. 

In den Medien wurde der Auftritt des neuen Bundesanwalts gelobt; es gehe ihm im
Gegensatz zu seinem Vorgänger um die Sache und nicht um seine Person, urteilte etwa
der Tages-Anzeiger. Habe Lauber «nach Sololäufen und groben Verstössen»
zurücktreten müssen, lasse sich Blättler von seinen Stellvertretern Ruedi Montanari und
Jacques Rayroud begleiten, um den Teamgedanken zu demonstrieren. Blättler setze
stark auf Zusammenarbeit; dies sei auch aus seinem Arbeitsumfeld zu hören, so der
Tages-Anzeiger weiter. Kritischer tönte es in der Aargauer Zeitung: Ernüchterung habe
sich breit gemacht, weil die erwartete Aufbruchstimmung ausgeblieben sei und Blättler
bisher weder organisatorisch noch personell Schwerpunkte gesetzt habe. 9
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